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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Abschlepphaken an Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung folgender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen Kraftfahr- 
zeuge nach den nationalen Rechtsvorschriften genü- 
gen müssen, betreffen unter anderem auch die Ab- 
schlepphaken. 

Diese Vorschriften sind von einem Mitgliedstaat 
zum anderen verschieden. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten glei- 
che Vorschriften angewendet werden, entweder zu- 
sätzlich oder anstelle ihrer derzeitigen Rechtsvor- 
schriften, damit insbesondere für jeden Fahrzeugtyp 
das gemeinschaftliche Betriebserlaubnisverfahren zur 
Anwendung kommen kann, das in der Richtlinie des 
Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Be- 
triebserlaubnis von Kraftfahrzeugen und ihren An- 
hängern behandelt wird 1 ). 

Die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über Kraftfahrzeuge umfaßt die gegen- 
seitige Anerkennung der von jedem Staat vorge- 
nommenen Kontrollen auf der Basis gemeinsamer 
Vorschriften. Ein solches System setzt, wenn es 
funktionieren soll, implizit voraus, daß diese ge- 
meinsamen Vorschriften von allen Mitgliedstaaten 
vom selben Zeitpunkt ab angewendet werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Als Fahrzeug im Sinne dieser Richtlinie gilt jedes 
zur Teilnahme am Straßenverkehr bestimmte Kraft- 
fahrzeug mit oder ohne Aufbau, mit mindestens 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 


vier Rädern und einer bauartbedingten Höchstge- 
schwindigkeit von mehr als 25 km/h, ausgenommen 
schienengebundene Fahrzeuge, landwirtschaftliche 
Zug- und Arbeitsmaschinen und Straßenbaumaschi- 
nen. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebs- 
erlaubnis nicht wegen der Ab Schlepphaken ver- 
weigern, wenn diese den Vorschriften des An- 
hanges zu dieser Richtlinie entsprechen. 

2. Sie dürfen ferner aus denselben Gründen und 
unter denselben Bedingungen des vorstehenden 
Absatzes 1 die Betriebserlaubnis mit nationaler 
Geltung nicht verweigern, bzw. falls ein solches 
Verfahren nicht besteht, den Verkauf, die Zulas- 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung des 
Fahrzeugs nicht verweigern oder verbieten. 

Artikel 3 

Änderungen, die zur Anpassung der Bestimmungen 
dieser Richtlinie an den technischen Fortschritt not- 
wendig sind, werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 13 der Richtlinie vom 6. Februar 1970 zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und 
ihre Anhänger erlassen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. April 1976 die Bestimmungen, die 
nötig sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. Oktober 
1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so rechtzeitig 
von allen Entwürfen der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern kann. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 


I. Abschlepphaken 

I. 1. Jedes Fahrzeug muß vorn eine ausreichend be- 
messene und leicht zugängliche Einrichtung zur 
Befestigung einer Abschleppstange oder eines 
Abschleppseiles aufweisen. 

I. 2. Fahrzeuge der Klasse Mi (gemäß Definition 
von Anhang I der Richtlinie „ Betriebserlaubnis " 


Nr. 70/156/EWG vom 6. Februar 1970), ausge- 
nommen solche, die nicht zum Ziehen einer An- 
hängelast geeignet sind, müssen die in Absatz 
I. 1. vorgeschriebene Einrichtung zum Ab- 
schleppen auch hinten aufweisen. 

I. 3. Keine der Abschleppeinrichtungen darf die 
äußersten Punkte des Fahrzeugs vorn, hinten 
oder seitlich überschreiten. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzler- 
amtes vom 21. Januar 1957 - 1/4 - 680 70 - E - Ab 3/75 . 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 31. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

Der folgende Richtlinienvorschlag gliedert sich in 
den Rahmen des gemeinschaftlichen Betriebserlaub- 
nisverfahrens ein, das in der Richtlinie des Rates 
Nr. 70/156/EWG vom 6. Februar 1970 2 ) behandelt 
wird. 

Es handelt sich um Vorschriften über Abschlepp- 
haken an Kraftfahrzeugen. 

Nach Ansicht der Kommission müssen die Fahrzeuge 
mit einer solchen Vorrichtung ausgerüstet sein; 
denn eine geeignete Einrichtung zum Befestigen 
einer Abschleppstange oder eines Abschleppseiles 
ist nicht nur zweckmäßig, sondern notwendig, um 
auf der Fahrbahn liegengebliebene Fahrzeuge ab- 
befördern zu können. Das Fehlen einer solchen Ein- 
richtung an der Fahrzeugvorderseite verzögert und 
erschwert das Abschleppen der Fahrzeuge und ge- 
fährdet ihre Betriebssicherheit dadurch, daß behelfs- 
mäßige Befestigungen (an Stoßstangen oder anderen 
Teilen) angebracht werden müssen, durch die Len- 
kungsteile beschädigt werden können. 

Die Kommission hat sich ganz besonders mit den 
Einwänden befaßt, die dagegen sprechen, auch an 
der Rückseite der Fahrzeuge eine Ab schlepp einrich- 
tung vorzusehen. Namentlich bei Fahrzeugen der 
Klasse Mi wurde der Einwand in Betracht gezogen, 
daß 

1 . zahlreiche Kraftfahrzeuge wegen ihrer relativ 
geringen Motorleistung und ihrer leichten Bau- 
weise zum Abschleppen ungeeignet sind, 

2. es bei Kraftfahrzeugen in selbsttragender Bau- 
weise in der Regel konstruktiv schwierig ist, die 
Abschleppeinrichtungen organisch mit dem Auf- 
bau so zu verbinden, daß die bei dem Abschlepp- 
vorgang auftretenden wechselnden Kräfte aufge- 
nommen werden können, 

3. bestimmte Fahrzeuge mit automatischem Ge- 
triebe für das Abschleppen nicht oder nur be- 
dingt geeignet sind. 

Nach erfolgter Prüfung dieser Einwände hat die 
Kommission dahin gehend entschieden, daß Fahr- 
zeuge der Klasse Mi, die nicht zum Ziehen einer 
Anhängerlast bestimmt sind, nicht notwendiger- 
weise mit einer Abschleppeinrichtung hinten ausge- 
rüstet zu sein brauchen. 

Die Arbeitsgruppe „Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse - Kraftfahrzeuge", die die zu- 
ständigen Dienststellen der Kommission bei der Aus- 
arbeitung von Richtlinienvorschlägen unterstüzt, 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 42 
vom 23. Februar 1970 


wurde zu diesem Richtlinienvorschlag angehört. Mit 
Ausnahme der Delegationen der Niederlande und 
Großbritanniens, die einen Vorbehalt hinsichtlich 
der Vorschrift, bestimmte Fahrzeuge der Klasse Mi 
mit einer Abschleppeinrichtung hinten auszurüsten, 
aussprachen, haben alle Delegationen eine befür- 
wortende Stellungnahme abgegeben. 

Der Geltungsbereich der Richtlinie erstreckt sich auf 
Kraftfahrzeuge mit mindestens vier Rädern und 
einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 
mehr als 25 km/h (Artikel 1). 

Durch Artikel 2 werden die Vorschriften über die 
Abschlepphaken an Kraftfahrzeugen in das EWG- 
Betriebserlaubnisverfahren eingegliedert. 

Dieser Artikel liegt auch zugleich in der Sicht der 
sogenannten Alternativlösung der Harmonisierung, 
insofern, als in ihm vorgesehen ist, daß die gemein- 
schaftlichen Vorschriften des Anhanges der Richt- 
linie denselben Wert besitzen wie die Vorschriften 
mit nationaler Geltung. So darf ein Mitgliedstaat die 
Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung für ein 
Fahrzeug nicht aus dem Grunde verweigern, daß 
seine Ausrüstung und seine Merkmale den nationa- 
len Vorschriften nicht entsprechen, während sie je- 
doch die gemeinschaftlichen Vorschriften erfüllen. 
Da außerdem einige Mitgliedstaaten kein nationales 
Betriebserlaubnisverfahren kennen, mußte die Mög- 
lichkeit vorgesehen werden, in diesen Staaten Fahr- 
zeuge benutzen zu können, die den Vorschriften der 
Richtlinie entsprechen. 

In Artikel 3 ist das Verfahren für die Anpassung 
der Vorschriften des Anhanges an den technischen 
Fortschritt vorgesehen, das in Artikel 13 der Richt- 
linie des Rates vom 6. Februar 1970 über die Be- 
triebserlaubnis von Kraftfahrzeugen und ihren An- 
hängern beschrieben ist. 

In Artikel 4 ist eine doppelte Frist vorgesehen; vor 
Verstreichen der ersten Frist müssen die Mitglied- 
staaten die Bestimmungen erlassen und veröffent- 
lichen, die nötig sind, um dieser Richtlinie nachzu- 
kommen. Die zweite Frist setzt das Datum fest, an 
dem die gemeinsamen Bestimmungen anzuwenden 
sind (Artikel 4, Absatz 1). 

Die Kommission muß innerhalb annehmbarer Fristen 
von den Entwürfen aller Bestimmungen unterrich- 
tet werden, die das von der Richtlinie erfaßte Ge- 
biet betreffen, damit sie etwaige Bemerkungen hier- 
zu Vorbringen kann (Artikel 4, Absatz 2). 

Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Institutionen ist 
nach Artikel 100, Absatz 2 erforderlich. 
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